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Drucksache Nr. 


Der Bundesmiiiister der Justiz 

- dl0()/3 E - 29645 - 


Bonn, den 20. November 1952 


An den [lerrn 

Präsidenten des Deutsehen Bundestages 


Betr, Große Anfrage der Fraktion der SPD 

- Nr. 3372 der Drucksachen - Fall Keinritz 
in der 220. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 26. Juni 1952; Sitzungsprolokoll 
Seite 9712 ff. 

Bezug: Mein Schreihen vom 21. Oktober 1952 

- Nr. 3813 der Drucksachen - 

- 1 Anlage - 


ln der Anlage übersende ich Abschrift eines Schreibens der Alliierten 
Hohen Komission, Amt des Sekretärs der Vereinigten Staaten, vom 
6, November 1952 mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

l^it gegen den Ausführungen in diesem Schreiben hat die deutsche 
Delegation als Ganzes während der \ erhandlung dtn gemischten 
Komission am 28. Februar 1952 keine Zastirnmung zur Entfernung 
des Kemritz aus Deutschland gegeben. Der Leiter der deutschen 
Delegation hat vielmehr, als diese fVage xou einem Vertreter der 
amerikanischen Delegation aufgeworfen w urde, darauf hingewdesen, 
daß die deiitsdieii Beauftragten über die Fragil der Abschiebung 
des Keinritz aus Deutschland nichts Verbindliches sagen könnten, 
da es sich um eine politische Frage handele. Kr hat w^eiterhin 
ausdrücklich betont, daß auch mit einer Abschiebung des Keinritz 
aus Deutschland der Fall nicht zugedeckt werden könnte. 

ln Vertretung: 

Strauß 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30, 



Übersetzung 
104-01 1 Spr. 1505/52 


zu 241-22 E II 14978/52 


ALLIIERTE HOHE KOMMISSION FÜR DEUTSCHLAND 
ALLIIERTES GENERALSEKRETARIAT 
Amt des Sekretärs der Vereinigten Staaten 


Bonn-Mehlem, den 6. November 1952 


Herrn 

Dr. von Trützschler 

Auswärtiges Amt der Bundesrepublik Deutschland 
BONN 

Dahlmannstraße 5-7 


Sehr geehrter Herr Dr. von Trützsdiler. 

Ich darf Bezug nehmen auf Ihr Schreiben vom 
8. Oktober 1952 (241-22 EU 12711/52) be- 
treffend den Fall Kemritz, das ich weisungs- 
gemäß im Namen des Amts des Hohen 
Kommissars der AVreinigten Staaten zu be- 
antworten habe. 

Dieses Amt ist der Auffassung, daß Ihr 
Schreiben die Erklärungen Mr. McCloys nicht 
genau wiedergibt. Es wurden keine Unter- 
lagen gefunden, die Angaben enthalten, welche 
über das hinausgehen, was in der Presse- 
verlautbarung Nr. 1336 vom 7. August ent- 
halten war-, hierin fragte ein Berichterstatter, 
„ob Einwendungen dagegen bestehen, den 
Fall vor ein amerikanisches Gericht zu bringen'’, 
worauf Mr. MeCloy antwortete, daß „das Er- 
suchen dahingehe, die Unterlagen einem 
Gericht der \ ereinigten Staaten zu übergeben, 
und daß das Gericht der Vereinigten Staaten 
wahrscheinlich prüfen werde, ob ein gericht- 
liches Verfahren gegen Kemritz einzuleiten 
sein wird oder nicht”. Dieser Sachverhalt 
unterscheidet sich wesentlidi von den Fest- 
stellungen in Ihrem Schreiben. 

Die oben angeführten Erklärungen Mr. McCloys 
wurden tatsächlich verwirklicht. Die Anklage- 
vertreter beim Gericht der Vereinigten Staaten 
überprüften das Beweismaterial und die recht- 
lichen Gesichtspunkte des Falles und kamen 


zu der Schlußfolgerung, daß keine ausreichen- 
den Gründe für eine strafrechtliche Verfol- 
gung durch ein Gericht der Vereinigten 
Staaten vorlägen. Diese Feststellung stimmte 
mit den Ansichten überein, die von den Ver- 
tretern der Vereinigten Staaten in der letzten 
Sitzung des GemischtenAusschusses über den 
Fall Kemritz auf dem Petersberg am 28. Fe- 
bruar 1952 geäußert wurden (vgl. Memoran- 
dum der Bundesregierung über den Fall 
Kemritz, Az: 241 -22 II 5788/52, Abs. II, Seite 7). 

Wie Sie sich erinnern werden, wurde am 
Vormittag desTages, an dem die letzte Sitzung 
des Gemischten Ausschusses stattfand, im 
Bundestag eine Empfehlung eingebracht, daß 
Kemritz aus Deutsdiland entfernt werden 
sollte. In der Sitzung des Ausschusses unter- 
stützte einer der deutschen Sachverständigen 
diese Empfehlung, und die deutsche Delegation 
als Ganzes erhob keine Einwendungen dagegen, 
obgleich dies aus dem oben angeführten Me- 
morandum nicht hervorgeht. Dementspre- 
chend hat Kemritz inzwischen das Gebiet 
der Bundesrepublik verlassen, und die Bundes- 
republik wurde davon durch Vertreter des 
Hohen Kommissars der Vereinigten Staaten 
verständigt. 

Sdilußformel 

gez. J. F. Golay 

Sekretär der Vereinigten Staaten 



